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FAX-DEC~l{HI~ATT 

Slnd1111 an: 
HIIIII'IMin_,rlsldent HDI!tSeeboflr 

Zu Hinden von: 

Betreft Monta& 29. JUli 2013 • 08:30 Uhr 

Fax: 089/294044 
I 

l Dringend l' Antwort so schnell wie mliJ!Iich erbefen 
D Bitte um Stellun hme gna 
D Bitte um Durchsicht 
0 ZurKenntnl!>nBhme 

Gesamtzahl der Selten elnsdllte8llch Declcbtatt: 08 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

; Roswitha RotrlmDIIer 
; Claudla ~Dbllrillzl 
: AJpenweg2 
; D-83080 Oberalldorf 

Von: 
Claudla MlittltiiiiZI 

Datum: 2013-07-20 

Unserleichen: /cm 

Kopie an: 

ftlr da.was am 29_,07.2013 aeecbieht. haben Sie ala Raai8ryngH!ltf.J!!!l.dle 
Justlzminlat!rin die aßainige Vemntwortuog..t.uJib!m!hlll!nl 

A.ufgn..nd von Verletzungen von Verfahransvorachrtfbtn mit 
ProzassY81'8c:hreppung warden meine 72-jlhrtge Mutter und lc:h obdac:hlosl 

BegrQndung: 

Aufgrund einer VerkehrssicherungspflichtVer1e~ung mit fahr1ässiger 
Körperverletzung durch die KlageparteWermieter hatte meine Mutter am 23.07.2012 
einen schweren Unfall mit komplizierter Sprunggelenksfraktur. ~ne Mutter ist 
aufgrund Primärschaden und Sekundlrsdladen seitdem gehbehindert! 

Mit Datum 28.05.2013 wurde beim Landgericht Traunstein (Aktenzeichen 3 S 
2038/13) ein Antrag auf Prozesskostenhilfe und Einstellung der Zwangsvoltstreckung 
naCh einem 'Teii..Urteil des Amtsgericht Rosenhelm gestellt. Am 12.07.2013 tente der 
zustandige Rieh~·r MOIIer meiner Mutter telefonisch mit, dass der Antrag bisher nicht 
bearbeitet werden .~nnte, da die Untertagen bei der Staatsanwaltschaft lagen und 
erst noch die Gegenseite angehört werden muss. Am 17.07.2013 erhielten wir ein 
Schreiben mit Datum 12.07.2013 des Landgerichts Traunsteinj dass unser Antrag 
unter dem Aktenzeichen 3 S 2038/13 gefOhrt wird und der Gegenseite zur 
~ellungnahma Obersandt wurde. Des Weiteren . wurde una mitgeteilt, dass der 
Antrag auf elnstweUige Einstellung der Zwangevollstreckung grundsAtzlieh vor 
Prcmtsskostenhilfebewilftgoog unbegründet lat. 
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Blatt 2 zum Schralben vom 20.07.2013- Henn Mlnlstarprlsident seahofer . . . 

Der abgelehnte Richter Fritz im Amtsgericht Rosenheim (Aktenzeichen 9 C 995/12) 
hat diesen existentiellen Ruin mit Obdachloaigkeit durch Absprache mit der 
Klagepartei/Vermieter zu vertreten. 

Mit Datum 12.12.2012 und 04.01.2013 wurde der Richter Fritz erstmals wegen der 
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, da dieser - vor' Ablauf einer von ihm selbst 
gesetzten Friatl - einen Negativbescheid erlassen hat und nach Einlegung einer 
Beschwerde mit Sehreiben vom 07.12.2012 eine Entscheidung im PKHNerfahren 
erst nach der Hauptaaehe in Aussicht gestellt hat. 

Aufgrund dieses Vorgehen des abgelehnten Richter Fritz hat die damalige 
ReChtsanwAitin Nehl ihr Mandat niedergelegt!!! Zudem teilte die damalige 
RechtaanwAitin Nehl mit, dass der Richter Fritz auf uns verlrgert sei und die von uns 
eingereiChten Fotoaufnahmen nicht ansehen wird. 

Im Ablehnungsverfahren begründete der abgelehnte RiChter FlitZ den 
Negativbeschluss damit, dass er sich im Datum geirrt habe und deshalb vor Ablauf 
der Frist dieser Negativbeschluss erlassen wurde. 

Mit Datum 01.05.2013 wurde der zustlndlge Richter Fritz erneut wegen der 
Besofgnis der Befangenheit abgelehnt (u.a. wegen interner Absprache zwischen ihm 
und der KlageparteWennieter, dass keine Beweisaufnahme 9tattfinden wird). 
Gleichzeitig wurde der Richter Fritz aufgefordert, uns unven:Oglich die Schreiben der 
KlageparteWermieter vom 11.04.2013 auszuhandlgen. Nach diesem 
Ablehnungsgesuch vom 01.05.2013 (eing. bei der Gasehaftsstelle am 01.05.2013 
um 11 :07 Uhr) wurde mit Datum 02.05.2013 ein Termin .z:ur VerkOndung einer 
Entscheidung auf den 16.05.2013 um 12:55 Uhr bestimmt. 

Da der Richter Fritz das Ablehnungsgesuch vom 01.05.2013 ignorierte und auch die 
Aushlndlgung der SchriftsAtze der KlageparteiNermieter vom 11.04.2013 
verweigerte, wurde dieser emeut mit Datum 15.05.2013 (eing. bei Gericht am 
15.05.2013 um 06:15 Uhr) abgelehnt. Nach diesem Ablehnungsgesuch wurde mit 
Datum 16.05.2013 ein neuer VerkOndungstermin bestimmt worden auf den 
23.05.2013 um 12:55 Uhr. 

Auch dieses Abtehnungagesuc:h wurde vom Richter Fritz ignoriert und die 
Aushändigung der mehrmals angeforderten SchriftsAtze seit mehr als 6 Wochen 
verweigert, sodass dieser nochmals mit Datum 22.05.2013 (eing. bei der 
Geechaftstelle um 05:33 Uhr) abgelehnt wurde. 

Trotz der mitgeteilten Verlegung der VerkDndungstermine wurde am 28.05.2013 ein 
Teii~Urteil "Veddlndet am 1&05.2013; gez. Fntz Richter am A.mfag«icht; gez.; 
Schan~ JOBeier Urkundsbeamter det' Gest::hllftsstelle• zugestellt. 

Mit Datum 06.06.2013 teilte der Richter Fritz Wie folgt mit: 

" Die fehletlltltfe Anbtlngung des Vennerfrs, dass das Teil-llrl.eil am 16.05.2013 
allStatt ""'~" tatdchlich der Fall.", 23.05.2013 verfrOndet wlli'Cfa, b•ruht auf den 
Einst#JIIUnllfiiJ des EDV-Pi'ofjran'lms. disdie Verschiebung des Tennins nicht 
automlltlat:h Obemahm. und einem Vel$ehen der GeschMrssfelle, welche fiJr 
den enlapl'flf:hendan Vennetfr zustllndlglst. H, 
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Blatt 3 zum Schralban vom 20.07.2013- Herrn Ministerpräsident Saahofar 

Am 26.06.2013 teilte unser Beklagtenanwalt mit, dass ihm am 13.06.2013 ein neues 
Teii"Urteil mit dem Verkündungsdatum 23.05.2013 zugestellt hat. 

Dia Ablehnungeg•uche wurden - ohne Beschluasl - unter 
EntacheidungsgrQnde des Taii~Urteils vom abgelehnten Richter Frltr. wagen 
angeblichen Rechtsmissbrauchs als unzulls&lg verworfen. ln dem Tell-Urteil 
wurda vom abgelehnten Richter Frltz - ala Richter ln elge.,.r Sachel - eine 2· 
seltlge 8achentaeheldung Qbar die Ablehnungsgesuche vorgenommen. 

Des Weiteren teilte der abgelehnte RiChter Fritz auf unsere Beanstandung der 
Nich1:barCick9ichtigung eines emeblichen Beweisangebots im Teil-Urteil unter 
EntscheldungagrOnde wie folgt mH: 

.,HIMichtllch der noch oft'Men stteltlragen wwdan die Beldagtfm Im Rahman 
des weiteren Vedahruns Gelegenheit haben, ihr Recht auf rechtliches GehiJr 
auszuDben und hltten dies Im Obrtgen bereits seit d8t' miJndllchen 
Verhandlung lronlmrt tun lciJnnen. ~. 

ln der Unfallangelegenheit wegen Verkehrsaicherungspflichtverletzung, etc. wurden 
gegenOber dem Gericht Kosten in Höhe von € 7 .599t41 geltend gemacht. Obwohl die 
Untertagen rechtzeitig bei unserem Beklagtenanwalt nachgereicht wurden, hat der 
abgelehnte Richter Fritz ln der mOndliehen Verhandlung nicht auf die angeblich 
fehlenden Untertagen hingewiesen. 

Unter Entscheidungsgrande teilte der abgelehnte Rictlter Fritz mit, dass an 
Aufrechnungaansprochen lediglich ein Gesamtbetrag in Höhe von € 2.969,41 
entgegengenalten werden kann, da alle weiteren Ansprüche - trot2: Ankbndigung der 
Nachreichung von Untertagen - niCht ausreichend dargetan wurden. 

Der vom Richter Frltz fehlende Hinwels vor der mOndliehen Verhandlung bzw. 
ln der mOndllchan Verhandlung auf die ihm angeblich nicht vorliegenden 
Unterlagen hat schon einen sehr bitteren NachgeschrMeklll 

Begrandung: 

Der Differenzbetrag von den € 2.969,41 zu den € 7.599,41 betragt € 4.630,00. Durch 
die Nichtberuckslchtigung an AufrechnungsansprQchen in Höhe von € 7.599,41 
sondern lediglich in H&he von € 2.969,41 konnte (trotz Mietminderungsrecht und 
Zuroc:kbehattungsrecht) der abgelehnte Richter einen angeblichen Verzug in Höhe 
von € 3.130,59 berechnen, der seiner Meinung nach das Mietverhältnis durch 
fristlose KQndigung boondete. 

Durch den Differenzbetrag in Höhe von € 4.630,00 wäre der angebliche Ver:n~g in 
Höhe von € 3.130,59 ~.zustande gekommen! 
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Blatt 4 zum Schreiben vom 20.07.2013- Harm Mlnlsterprisklent SMhofer 

Hintergrund des Rechtsstreits: 

Bei Vertragsunterzeichnung am 23.12.2011 verschwieg die KlageparteiNennieter 
einen wesentlichen Mangel des Mietobjektes. 

Die Vormieter sind nach Auskunft der Nachbarn wegen der Heizungs-/Warmwasser­
Hausstation ausgezogen. Der Vormieter teilte mir nach meiner Anfrage bezüglich der 
Probleme mit Heizung und Warmwasser wie folgt mit: 

"Das 1st sein hausgamacht.s Problem." 

Seit Bezug des Mietobjektesam 31.01.2012 gibt es Probleme mit dem Warmwasser 
(Temperatur keine 40°C) und der Hei%ung (Wohntemperatur unter 15"C). Im Winter 
befanden sich aufgrundder Kalte Eisblumen an den Fenstern. 

Nachdem der kWh.Verbrauch (z.B. im Winter bei tAglieh kOmplett ausgeschalteter 
Haizungs-/Warmwaaaer-Hausstation von 22:00 Uhr bis 05:00 Uhr oder bei 
Abwesenheit ein Verbrauch von mehr als 70 m•, etc.), Stromverbrauch (die 
Heizungs..JWarmwasser...tiausstation lAuft Ober den Hauazähler), wasserverbrauch 
(z.B. belAbwesenheitund in der Nacht 1 .. 2 m:a Verbrauch), etc. aufgrundder Mangel 
Oberdurchschnittlich hoch ist, stellte sich die Vermutung, dass die 
KlageparteiiVermieter, seine Familie oder Dritte an der Heizungs-/Wannwasser­
Hausstation angeschlossen sind. 

Im angemieten Anwesen befinden sich zwei Pufferspeicher mit gesamt 4.000 Liter 
Inhalt. Nachdem warmes Wasser durch das Zulaufrohr von außen eingespeist wird, 
erhOht sich die Pufferspeichertemperatur von max. 40°C auf mind. 7Q-80°C. Das 
mind. 70-8ooc Wasser wird daraufhin durch ein zweites Rohr nach außen gepumt. 
Der kWh-ZAhler lAuft dabei doppelt, da an beiden Rohren zwei Kabel fOr die 
Erfassung des kWhMZAhter angebracht sind. 

Aufgrund der Umstande im Dezember 2012 bezoglieh des abgelehnten Richter Fria: 
wurde von unserer Seite mit Datum 10.12.2012 ein Antrag auf ein setbständiges 
Beweisverfahren (Aktenzeichen 9 H 2562112) beim Amtsgericht Rosenheim 
eingereicht. Nachdem die KlageparteiNermieter mitteilte, dass es sich um einen 
Ausforschungsbeweis handelt, erfolgt von Seiten des abgelehnten Richter Fritz: in 
dem Beweisvefahren eine ProzessverschleppunQ damit durch das verkOndete Teil­
Urteil mit der sofortigen Vollstreckbarkeit der RAumung eine Beweisvereitelung 
stattfinden kann. 

Mit Datum 20.02.2013 teilte die KlageparteiNermieter erstmals mit, dass die 
Heb::ungs~JWarmwasser-Hausstation von der KlageparteiNermieter von seinem ca. 
100 Meter entfernten Anwesen ferngesteuert wird. ln dem angemleteten Anwesen 
sind hierfOr 17 (!!!) Datenkabel installiert. 

Die gesamte Rohrverlegung vom Anwesen der KtageparteiNermieter zum 
angernieteten Anwesen und der Einbau der Heizungs-JWarmwasser~Hausstation 
wurde von der Klagepartei/Vermieter selbst und dessen Freund Herrn Ring, der 
Finna Heizung Ring GmbH, vorgenommen. 

s. 05/10 



...... 

27/07/2013 09:48 0803320295 KLINIKUM BAD TRISSL 

Blatt 5 zum Schreiben vom 20.07.2013 - Herrn Mintsterpräsident Saehofer 

Seit Bezug der Mieträume liegen nicht unerhebliche Schaden an Körper und 
Gesundheit vorl 

Bereits bei Kautionsvereinbarung lagen Schiden an der Bausubstam: 
(Wärmeblilcken, etc.) vor. 

Zu der vereinbarten Kautionszahlung in HOhe von E 3.000,00 wurde fristgemäß ein 
Betrag in Höhe € 2.000,00 gezahlt Die restliche Zahlung in Höhe von € 1.000,00 
wurde zurückgehalten, da die KlageparteiNermiater die geleistete Zahlung in den 
ersten 2 % Monaten nicht angelegt hatte. 

Das Mietobjekt wurde am 31.01 .2012 von der KlageparteiNermieter in einem nicht 
ordnungsgemißen, vertragswidrigen Zustand Qbergeben: 

- Temperaturen von weniger als 15°C in den Mieträumen, regelrnlßige 
Komplettabschaltung der Hei;zungs-/Wannwasser-Hausstation von 22:00 Uhr 
bis 05:00 Uhr (u.a. in den Oberaudorfer~Wintermonaten von 01.09. bis 31.05. 
mit Eisblumen an den Fenstern), unregelmäßige Komplettabschaltung 
ausserhalb dieser Zeiten, fehlerhafter hydraulischer Abgleieh, fehlerhafte 
Thermometer, unterdimensioniert, defekte HeizkOrper, Fußbodenheizung 
generell nicht schaltbar, etc. 

- samtliehe Dichtungen an Fenster und TOren sind defekt, mit Wassereintritt 
und eindringender Feuchtigkeit, etc. 

Nicht nutzbarer Garten, mit erhöhter und tatsAchlicher Unfallgefahr, etc. 

- Wassertemperatur weniger als 40ac, etc. 

- Schimmel im Bad, Schimmel an sAmtliehen Fenstern, etc. 

- etc. 

Trotz Zusicherung (mündlich unter Zeugen und schriftliCh) einer Mangelbeseitigung 
ist die KlageparteiNennieter bis dato nicht nachgekommen. Stattdessen wurde von 
der KlageparteiNennieter u.a. mit der Heizungs-/Warmwasser-Hausstation, etc. 
Druck ausgeObt, um den Auszug zu forcieren. 

Da aufgrund dea schweren Unfalls meiner Mutter durch ·die 
Verkehrssicherungspflichtverletzung der KJageparteiNennieter und daa Amtsgericht 
Rosenheim bisher keine BeweiSaufnahme vorgenommen hat, konnte ein Auszug 
nicht stattfinden. 

Dass bereits im Vorfeld eine AbspraChe zwischen dem abgelehnte Richter Frit2 und 
der KlageparteiNermieter erfolgte und generell keine Beweisaufnahme stattfinden 
wird, war uns nicht bewusst. 

Durch das Verhalten des abgelehnten Richter Flitz und das vef1<andete Teil-Urteil 
sind wir nunmehr überzeugt, dass bereits im Vorfeld eine Beweisvereitelung 
stattfinden sollte. 
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Blatt 8 zum Schreiben vom 20.07.2013- Herm Ministerpräsident Seehofer 

Der gesamte Garten - trotz Vereinbarung dieaen nach Abholung der Kinderschaukel 
durch die Vormieter ordnungsgemäß zu Obergeben - fQhrte im Rahmen der 
Verkehrssicherungspflichtverletzung zu dem schweren Unfall meiner Mutter. 

Als die Vormieter die Kinderschaukel Ende Mai 2012 abholten. wurde ~ der 
Vormieterin wie folgt geaußert: 

"Hid et' die BlunHJ noch nicht zugeschnitten?". 

Der abgelehnte Richter Fritz sieht lt. Teif-Urteil- ohne jede Beweisaufnahme!- eine 
Mietminderung in Höhe von monatlich 30 % als zugestanden. Wir sehen jedoch eine 
Mietminderung in Höhe von mind. 7Q-80% als gerechtfertigt an. 

Selbst bei einer Minderungsquote von monatlich 30% fOhrt dies zu keinem Verzug, 
da die Höhe des ZurQckbehalbmgsrechts lt. BGB einen 3-- bis 5 .. fachen Betrag der 
Minderung (E 1.200,00 bis E 2.000,00) anerkennt und somit die Miete zu 1 00 % 
a.arOokgehalten werden kann .. 

Da angernietete Anwesen stammt aus dem Jahr 1445 und wurde von dem 
vorherigen Besitzer vor 15 Jahren mit steuerlichen Vorteilen komplett modernisiert 
und saniert (neue Fenster mit FensterstOcke, FußbOdenheizung, komplett neue 
BOden, ausgebautes Dachgeschoss, neue Bader, neue TOren mit Tarstöcke, etc.). 

Daa Mietobjekt wurde von der KlageparteiNennieter als komplett mOdernisiert und 
aaniert u,a. mit der Einliegerwohnung im Dachgeschoss angeboten und angernietet 
FOr den Ausbau der Einliegerwohnung hat der vorherige BesitZer zudem steuerliche 
VergOnstigungen in Anspruch genommen. 

lt. Teii·Urteils-Begrondung des abgelehnte Richter Fritz teilte dieser wie folgt mit: 

"Die f.lndlchllglcelt der CJat:hfensf.ar batrifft offensichtlich untergeordnete 
Rlume." 

Das Mietobjekt wurde zu einem Mietpreis in Höhe von € 1.200,00 kalt zzgl. € 200,00 
Vorauszahlung NKIHK vermietet. 

Oie Aussage des abgelehnten Richter Fritz: 

"Sei dem angemletet.en Anwesen handelt es sich um ein denkmalgeaehlltZte$ 
Anwesen aus dem 16 Jahrhundert und daher Ist auch nur der entspn"r;hende 
Zustand eines .solchen Hauses geschuldet.,. 

ist nicht nachvollziehbar. 

Nach dieser Entscheidung dea abgelehnten Richter Fritz handelt es sich u.a. bei dem 
Mietpreis eindeutig um Mietwuc:her/Betrug, der von Seiten des Gerichts unterstützt 
Wird. 

Zudem steht in dem Anwesen f1YI der Sichtdachstuhl unter Denkmalschu12:! 
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Blatt 7 zum Schrvlben vom 20.07.2013- Herrn lllinlaterprlsldent Seehofer 

Durch die beWUsste Nictrtemebung der Beweise hat der abgelehnte Richter Flitz den 
schweren Unfall meiner Mutter herbeigefOhrt und uns vorsatzlieh um die Anmietung 
eines anderen Mietobjektes gebracht. 

s. 

Wir waren lAngst ausgezogen, wenn nicht die ßefahr einer Beweisvereit~lung 
bestanden hätte. Durch die VerfahrensverschleppunQ hat der abgelehnte R•chter 
Fritz meine 72-jlhrige Mutter und mich nunmehr einer RAumung naCh dem neuen 
Mietrechtsanderungsgese1z/Ber1iner Modell und ObdachiOSigkeit ausgesetzt. 

Dem niCht genug!!! 

Durch gezlelte Rufschldfgung der KlagepafteiNennieter und von Ihm 
beauftragten Dritten (u.a. Familienangehörige seiner Lebensgefihrtln, Frau 
Taschner) wurde gagenüber unserem Geachäftspartner der Firma Sch6n 
Kliniken une 8f'tleblich8r Schaden existentieller Art zugefOgt. Gegenübet 
potentlallen Kunden und Angestellten der Flnna Schön Kliniken wurde Im 
Auftrag dar KlageparteiNannieter bei unseren Ausstellungen unHra 
Preispolitik mit Phantaslebetrlgen in Frage gestallt, etc .• 

Ebenao wird von Seiten der KlagaparteiNerrnleter gegenüber 
Geac:hlftspartnern (Finna Sch&n Kflnlkan), Nachbam, Dritten und dem Gericht 
durch gezlelte Rufschldlgung bezOglieh des RechtSstreits und der achWaren 
Erkrankung (Unfall) meiner Mutter versucht, sich Falschauss-.gen zu 
beschaffen. 

Des Weiteren bringt die KlageparteiNermieter durch gezielte Rufschadigung 
gegenOber Dritten und dem Gericht - um diese gegen uns aufzubringen! -
wissentlich falsch in Umlauf, dass Wir ihm Hausverbot erteilt hätten, dass wir sein 
Mietobjekt verschlampen, atc .. Auch eine ehemalige Postbotin setl:te im Auftrag der 
KlageparteiNermieter diesen Ober (bei uns nicht eingegangene Post!) in Kenntnis, 
sodass die Postbotin von der Zustellung der Post abgesetzt wurde! 

Gesundheitlich und beruflich wil'ken sich dieae Situationen sehr negativ aus, sodass 
uns die eXistentielle Grundlage in jeder Hinsicht genommen wurdelll 

Nun hat auch noch die Direktorin des Amtsgericht Rosenheim Frau Gold und der 
abgelehnte Richter Fritz die Klagepartei/Vermieter auf ein früheres Verfahren meiner 
Mutter vor dem Amtsgericht Raaenheim (bei dem ging es naCh 35 Jahren Mietzelt 
um Entmietungl) hingewiesen, das rein auf Schmlhk.ritik ausgerichtet ist. 

Zum einen hat dieses Ablehnungsverfahren mit dem damaligen Verfahren nichts zu 
tun! Zum anderen dient dieser Hinweis lediglich dazu, meine Mutter und mich in jeder 
Hinsicht verachtlieh zu machen. 

Aufgrund des damaligen Verfahrens musste das Amtsgericht Rosenheim vom 
Landgericht Traunstein und dem BGH eine Rage, u.a. wegen fehlender Blattierung, 
fehlende Bearbeitung einea Prozesskostenhilfeantrages, etc. hinnehmen. Auch die 
JustiZrninsterin Frau Dr. Beate Merk musste gegenaber dem Petitionsausschuss des 
Bayerischen Landtags eine Stellungnahme abgeben. Eine Akteneinsicht Wird uns bis 
heute verwehrt!ll 
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BlaU 8 :rum Schreiben vom 20.07.2013- Henn lliniSterpttaident Seehafer 

Wie sich nunmehr offensichtlich zeigt, stehen Wir aufgrund der Beschwerden bei den 
bayarischen Gerichten auf deren schwarZen Liste, sodass durch inteme Absprache 
far uns bereits im Vorfeld jeder Prozess zu unseren Lasten entschieden wird. 

Auch zeigt sich fOr uns eine begründete Befangenheit (u.a. aus solidarischen 
GI"CCnden zu anderen RichterkoRegen I) des abgelehnten Richter Fritz. 

Die KJageparteiNermieter bOngt zudem nunmehr die Bevotkerung in Oberaudorf, 
NiederaudOrf, etc. massiv gegen una auf. 

Als Klagepartei/Vermieter geht er nun soweit, dass er durch RufschAdlgung sich 
Zeugenaussagen (in dem Wissen, dass diese nil!!mals vor Gericht aussagen 
mOssen!) zu seinen Gunaten beschafft, um uns u.a. auch großen existentleiten 
Schaden :zuzufUgen. 

Außerdem geht er von Haus zu Haus und beschimpft uns, indem er wissentlich 
falsch er:zahlt. wir Mttan den Richter Fritz bereits in einem frQheren Verfahren 
abgelehnt und wurden von diesem damals zur Räumung verurtl!!ilt, etc .. 

Wir haben nichts meh" zu verlieren, da uns jade exlatantlella Grundlage ln 
jeder Hinsicht genommen wurdem 

~:7~ßen 

Claudla MOhlhOIZJ 
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Sendaaan: 
Herm Mlnlslerprlsldant Hol8t Saahol'er 

Zu Hinden von: 

Betratr: Mein Schreiben v. 20.07./23/07.2013 

Fax: 089/294044 

x~rlngend 
Antwort so schnell wie möglich erbeten 

D Bitte um Stellungnahme 
0 Bitte um Durchsicht 
0 Zur KP.nn~nisnahme 

Gesarnuahl der Selten einschileSlieh Deckblatt: 01 

$ehr geehrter Herr MiniSterpräsident, 

heute wende ich mich ein letztes Mal an Sie. 

KLINIKUM BAD TRISSL 

~ Raswltba Rothmüller 
) Aipenweg2 
; D-83080 Oberaudorf 

Vorr. 
aaudla Mllhlhölzl 

Da'lllrn: 2013..07-23 

Unserlelcllen: /cm 

Kopie an: 

s. 

Leider ist durch die Verfahrenaverschleppung von Seiten des Amtsgerichts 
Rosenheim und in der Berufung von Seiten des Landgerichts Traunstein die 
ZwangsrQumung nach Berliner Modell nicht mehr aufZuhalten. Die bayeriSche Justiz 
hat meine Mutter und mich gezielt in die Zwangsraumung am 29.07.2013 gebracht. 

Meine 72-jährige kranke Mutter und ich (schwerbehindert mit voller 
Erwerbsunfähigkeitsrente) werden diesen Tag nicht Oberleben. 

Wir haben an Eides Statt versichert, dass wir aus gesundheitlichen GrOßden 
apltastana im Oktober 2013 aua den Miatrlumen ausziehen werden. Auch das 
wurde ignoriert!!! 

. . 

Der Vennieter hat mit kriminaler Energie die Heizungs~JWannwasser+tausstation 
manipuliert und die Justiz verweigert eine BeweiSaufnahme und unterstützt das 
Vorgehen dea Vermieters. Der Vermieter verweigerte eine Mängelbeseltigung, 

. sodass meine Mutter aufgrund einer Sprunggelenksverletzung seitdem gehbehindert 
. iSt, etc .. Unsere Existenz wurde ruiniert, was haben wir noch zu verlieren? 

Am 28.07.2013 um 08:30 Uhr wird ein Ung10Ck passieren lU 

Mit freun~ GrOßen 

Cla~~hlhölzl 
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Vollzug des Uat~Mbrineungsgasatz&$ 

Frau Claudia MQhlhOJd. geb. 17 .12m, AlperMg 2, 83080 oknsUdDl'f 

Selw 9tf:hrtar Hetr Or. Auracher, 
' 

am 25.07.13 habe ict't vetsue:ht die Setrotrene i" Ihrer Wohl'lung ln ObelaUdarf 
anzutreffen. 
Es 6fn•te mir n1emand die TOre, oo me Bebotfent vnd deren Mutrer, die dort 
wunnen ~ wnn. kennte nicht festge$Jitwe=rden. . 
Gemäß FaX wm 25.07.13 hat Frau Clauelia MuhNIZI auf Grund der anstehenden 
Zwangstaurmng ntltgeteilt, dass an'l '2.9.W .13 um 8.30 Uht deshalb eln LJ,godc 
PINieren wec-de. 
E)les istafe korderate SuQ1diii1Ciroh~.~ns zu werten. 
Da mirdie Krankheitsvorgeschichte von Frau NOh1h61Zl auf GNnd diverser 
Gutactaten a~ im Betreuungsvalfahren batans betann1 ist, kan" featgeatellt 
we~n, claA dieGe an einer rezidivierenden depressiven ~. \eiMi~B m1t 
p&yehotischen Symptomen uricl an einer lcornbintertsn Pelsanlichkeltsst&Ung feidec. 
l;ntapredlend ist davon ausZI'SQhQn, daa die SuizidandrohunQ von Frau MDhlh!Sizt 
ernst zu nehmen ist.~~ S"dlt cind somit die VorraussetzUngen fDr 
elne Unterbringung tiach dem Unterbl'~ungs~ gegeben. da die BetratJene ~ · 
einet ps.yehiscnen l(ranktleil leidet und ihnm VVIDen in Bezug auf angedrohte 
Suizidalität nicht frei ~en kann. 
entsprechend empfehle ich die Urdet'btitlgung der Batroff'encn in einer 
poyehiltfflenen FachJcli11k um einen SUizidVersuch im Rahmen des 
Zwangsrlumun;sverfahtens vermbeugen. 
S!l der Unt.ertnf~ung Wird die Anwendung von Gewalt (H'tnzuziehung der Pollzll) 
erforderflQh sein. 
~sabenenfalls wtra auch eine ~ufeftthaltsermlttJung. azw. F'ahnd&Ang er~Dtd~ 
stun IMn den aktuellen Aufel'f!hlilltSOit der Betroffene!\ BN!eren :~.~ kCkw11!!11\, falls se 
~lotl nicht :11.1 H in Obera~ bet'ir1ct.t. 

I 
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LANDRATSAMT ROSENHEIM 

Amtsgerieht Rosenheim Ihr leicholl 

. A~.,jlung fQr 6W4!Juungstac:l'len lhro Nachrichl \1011'1 
Unaor Zolchen 

'S 

FAA 08031/8074 288 

13itte scfpß Frau RfebtQcln Vamanl voda.­
oanl 

Vollzug c5e8 Unterbrlngungsgesetzes; , 

~ .. ••MI'II8ft ... gaban) 

S.cllbearbeltet/ln 
Zlrtmer-~. . 
Telefond4!r~anl 
Fax 
E-MIIil 

Datum 

hier: MQ'hltiölzl Claudia, geb. 17,12.&31 Alpenw~t~ ;il. 83010 Obera\ldorf 

Anlagt; 1 Giltachten 
1 Schreiben vam 23.07.13 an Ht-rm Minlsterpräoldenten seetiefer 

Sehr geenl1el Damen und Herren. 

Fr. Gecl\wendcnar 
4QII' 

08031392-~ 
OS031 :saz.-9044 
jLJ1tagsGIIW~tnerorr. 
cosenheltft.lll 
:ZS.07'.2013 

rn R:c~flmen des Reumune•v•rt.hren 99n Frau Mül'llhölzl und deren Mutter Frau A:oswitha 
Rothmüller ha1 cKne in einem setvelban an Herm Minlalerprasldtnt S..hofar ein UngiOck fl.lr 
den FBU dot Räumung ansokOndigt 

1m Gutachten von Herrn Or. Bachet' Ist diele AnkDncligung als eincleLrti,ge Suizidandrohung bewer-
tet worden. · 

Es wird daher die Unterbringung Im lnn-Sakacll-Kiinikum beantragt und gleichzeitig gebeten die 
An"rdnung von Gewa~ anzuordnen. 

Die Ritmung iac f(ir Mon~;. 2S.07. 13, 08.30 Uhr angesetzt. Al.lf das Qe1Dhrta Telefangesprach 
wird hingewiesen. 

Es wird noch darauf hll'lgewieaM, "'aN iGh vor Qr1 ptQfeo werde, ob eeeen die MYtter, Fnw 
Roawh Rotnrnallar ebenfalls ein Umerbtitlgungsverfahren elfordertich IGt. Ggf. rr.uss Ober Gin 
Bolrewngsverfahren die VOI'Obergehel'ldt UntelbringLIJ'\9 ln einem Pflegehelm erfolgen. 

5.01 

3 
~· 



2013-07-26 19:11 KS5 
26/B7/2B13 10:58 eeB3180742S9 

Amtsgericht Rosenheim 
Abteilung für Betreuungsaachen 

~.: 02 XVII1187/13 
Vl·Nr: 1167/13 

Betreuung filr 

00807171620 >> 0404502166 p 3/6 
:BETRE\Jl.NGSGERIOiT RO S. . 02/04 

BeglaUbigte Abeohrift 

Mühlh6~ Claudia, gebOren am 17.12.1963, Alpenweg 2, 83080 Oberauclorf 
~ Betroffene • 

es e~eht durch das Amtsgericht Rosenheim durch die Richterin am Amtsgericht Yamani am 
.26.07.2013 felgender 

· Beschluss 

Oie vorläufige Unterbringung der Betroffenen ln der geschlossenen Abteilung eines psychlatfi.. 
sehen Krankenhauses wird biS längstens 06.09.2013 eilistwellen angeordnet. 

• I:• 
Soweit die Frelheitsentzlehur,~g nicht mehr erlortferßch Ist, Ist sle zu beenden. Ansonsten wird 
die Anordnung spitestens mit Fristablauf wirkungslos. 

Wirkt die zuständige Behörtle bBI der ZUfilh":l~ zur Unterbringung ·mit. darf sie ~soweit OOtig 
mit Hilfe der polizeiliehen Volt.rog901gane - Gewalt anwenden und erforder1ichenfalls auch gegen 
den Wllen der ~troffenen deren Wohnung betreten. 

Zum Verfahreqspfteger wird bestellt: 
Herr Rechtsanwalt Martfn Blumker 

Oer Verfahrenspfleger filhrt die Verfahrenspftegscllaft berufSmäßig. 

Oie sofortige Wirksamkelt der Entscheidung wird angeordnet. 

Gründe 

Nach csem aktuellen Zeugnis des Arztes Herrn Dr. Bacher vom 26.07.201.3 leid~ die Betroffene 
an einer psychischen Kn!nkhelt bzw. geistigen/seelischEm Behinderung, nämRc:h einer rezidivie­
renden depressiven Störung, teilweise mit psychotischen Symptarnen und an einer kOmbinier­
ten PersanUchkeltSstCirung. . . 

Ea besteht deshalb die Gefahr, dass die Betroffene Sich tötet oder erheblichen gesundheitlichen 
Schaden ~gt . 
Oie Betroffene muss geschlossen untergebracht werden, weJJ sie sulzidgefihrdet ist 

Oie Betroffene hat zur Zeft keine ausreichende KrankheitSelnsicht. sie Ist zu keiner freien Willen:s-
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bildungzumindest hinsictltUch der Entscheidungen im Zusammenhang mit der Erkrankung ln 
der Lage. 

s. 83/04 

Efne endgültige Entscheidung Ober die Unterbringung war n~ nicht möglich. Die Unt.ersu~ 
chi.lng unCI Begutachtung der Betroffenen ist nach nloht abgeSchiOIS8n. Wagen Gefahr in V~~ 
:zug konnten noch nicht alle notwendigen Verfahrenshandlungen V'CIIgerlOJnmen wefden. 

Dies folgt aus dem Ergebnis der garichUichen Ermittlungen, Insbesondere aus dem aktuellen 
Zeugnis des Afztea Herrn Or. Bachervom 26.07.2013. 

Oie Entscheidung beruht auf§§ 334, 331 FamFG i.V.m. §§ 1846, 1906 f.:Js. 1 Nr. 1 BGB. 

Mit dem Aufsonub des Freiheitsentzuges wären emebfiohe, momentan auch anderweitig nicht 
abwendbare Gefahren verbunden. Deswegen wurde die Enlaeheidung Im Wege der einstweni­
gen Anordnung nach § 1848 BGB, §§ 334, 331 FamFG erlassen. 

Die Anhörung der Betroffenen war wegen der EllbedOrftigkait vor erlass der Entscheidung nicht 
möglich. Sie wfrd unverzilglich nachgeholt werden (§§ 334, ~32 FamFG). 

Oie Entscheidung Ober die Gewaltanwendung beruht auf§ 326 Abs. 2 FamFG. 

Oie Anomnung der sofortigen Wirksamkeit beruht auf§ 324 Abs. 2 Satz 1 FamFG. 

Reeht:sbehelfsbelehrung: 
l:-' 

Gegen diesen Besd'lluu findet das Rechulmlttel der Beschwerde statt. 

Oie BtlschwGrde ist binnen einer Frist von 2 Wochen bei dem 
Amisgericht Rasenheim 
Blamarclcatr. 1 

. 83022 Rosenheim 
einzulegen. Ist der Betrotrene untergebracht. kann er die Boschwerdo auch bel dem Amtsgericht einlegen, 
ln <leasen Bezirk er untergebracht 1st · 

Die Frtst beginnt mit dar schrlft&chen BekanntgGbe des Boec'hlusMI. e'rfolgt die tr;hrtftl/c::tle SelcGnntgabe 
durch Zustellung naat1 den Voi'BChrtften der ZM~pm%~nung., ist das Datum der ZustellUnQ rnaßgebtncl. 
Erfolgt die sohtiflliche Bek&nnfgabe dureh Aufgebe zur Post und soU die Belcannt;lbe im lnlMCI bewilf<t wer· 
den, gilt das SGhrfftstOck 3 Tage naeta Atngabe :zur Post als bekanntgegeben. wenn nicht der Betell~ 
glaUbhaft madrt, das. Ihm d.ts SChrlfbsti:ick nicht oder erst :tu einem spAl8ren Zeltpunkt ZUEJf8&tlgen Ist. 
k8nn die ~llc:he Bekanntgabe an einen Beteiligten nJcht bewlr1d werden. beginnt die Frist spürestans 
mit Ablauf von 5 Monaten nach Ert889 des Beschlusses. Fältt das Frfstende 8Uf einon Sonntag. etnen •Rse~ 
meN" Fefertag- oder Sonnabend. so endet die Frist mit Ablauf des nktlsten Weltctqea. . . 

Die BesChwerde wird durch EinreichunD einer Besc:hwerde8chrtll oder ZJI' Nledersctlrift der Geaehiftsstelle 
eingelegt. Oie eesc~ kann zur Nledei'IIOhrtlt eines ar~deren Arnts;ericNs erkllrt werden: die Beschwer~ 
defrll1 ist jedoctl riur gewahrt, wenn dla Nledersctutft rectltzeiUg Oe! dem Gerloht. bei dem Clle Beschwel'l:le 
ek1zulegen ist, eingeht. Die Beschwerdeac:hrtft bzw. die NlldersoMft'der Geschiftatelle Ist von dem Be­
schwerdefDhrer oder seinem Bevolmld1tlgten ~ unt•~alctlntra. 

Die Beschwerde muss die Bezeld'l!'lung des angefoChtenen 'Beschlusses sowie die Efklitun9 enlrtarten, 
dass Boschworde gegen dJeeen BefJQhft.rSS elnvale;t wird. 

Oie BesChwerde soll begründet wnen. 




